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Die Gesetzesmaterialien zum folgenden Gesetz (Blg LT 13. GP: Regierungsvorlage 305 und Ausschussbericht 414, jeweils 5. Sess) 
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________________________________________________________________________________________________ 
 
 
 
47. Gesetz vom 12. März 2008, mit dem das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, das Landes-
Vertragsbedienstetengesetz 2000, das Magistrats-Beamtinnen- und Magistrats-Beamtengesetz 2002 und das  
                                          Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2001 geändert werden 
 
 
Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 
 

Artikel I 
 

Das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, LGBl Nr 1, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 91/2007, wird 
geändert wie folgt: 
 
1. Im § 2 Abs 2 werden in der Z 1 lit b nach dem Wort „Integration“ die Worte „oder von Staatsverträgen“ eingefügt. 
 
2. § 2a lautet: 
 

„Anerkennung ausländischer Ausbildungsnachweise 
 

§ 2a 
 

(1) Für österreichische Staatsbürger mit im Ausland erworbenen Ausbildungsnachweisen und für Angehörige anderer 
EU-Mitgliedsstaaten oder EWR-Vertragsstaaten sowie Personen, denen Österreich auf Grund europarechtlicher oder 
staatsvertraglicher Verpflichtungen dieselben Rechte für den Berufszugang wie österreichischen Staatsbürgern zu ge-
währen hat, gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernisse ergänzend die Abs 2 bis 6. Dies gilt insbeson-
dere auch für Familienangehörige von Unionsbürgern auf Grund der Richtlinie 2004/38/EG und langfristig im Inland 
aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige auf Grund der Richtlinie 2006/109/EG sowie für Schweizer Staatsangehöri-
ge auf Grund des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedsstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit, kundgemacht unter BGBl III Nr 133/2002. 
 
(2) Personen mit einem Ausbildungsnachweis, der zum unmittelbaren Zugang zu einem Beruf im öffentlichen Dienst des 
Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden besonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die 
diesem Beruf im Wesentlichen entspricht, wenn 
1. diese Entsprechung gemäß Abs 4 Z 1 festgestellt worden ist, 
2. der Ausbildungsnachweis gemäß Abs 4 Z 2 anerkannt worden ist und 
3. a) die Anerkennung gemäß Abs 4 Z 3 ohne Festlegung von Ausgleichsmaßnahmen ausgesprochen worden ist oder 
 b) die in der Anerkennung gemäß Abs 4 Z 3 festgelegten Ausgleichsmaßnahmen erbracht worden sind. 
 
(3) Ausbildungsnachweise nach Abs 2 sind: 
1. Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise gemäß Art 3 Abs 1 lit c in Verbindung mit Art 11 

der Richtlinie 2005/36/EG; 
2. sonstige Ausbildungsnachweise, die nach Art 3 Abs 3 der Richtlinie 2005/36/EG den in der Z 1 angeführten Nach-

weisen gleichgestellt sind; 
3. Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise nach Art 9 des Abkommens zwischen der Euro-

päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedsstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft anderer-
seits über die Freizügigkeit. 
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(4) Die Dienstbehörde hat auf Antrag eines Bewerbers gemäß Abs 1 um eine österreichischen Staatsbürgern nicht vor-
behaltene Verwendung im Einzelfall zu entscheiden, 
1. ob der Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes der vom Bewerber angestrebten Verwendung im Wesentli-

chen entspricht; 
2. über die Anerkennung der Ausbildungsnachweise unter Anwendung des Art 13 der Richtlinie 2005/36/EG und 
3. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Verwendung verlangt, 

für die Anerkennung Ausgleichsmaßnahmen gemäß Art 14 der Richtlinie 2005/36/EG festzulegen. Ausgleichsmaß-
nahmen sind ein Anpassungslehrgang gemäß Art 3 Abs 1 lit g oder eine Eignungsprüfung gemäß Art 3 Abs 1 lit h 
jeweils in Verbindung mit Art 14 dieser Richtlinie. 

 
(5) Bei der Entscheidung nach Abs 4 Z 2 ist auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu achten. Insbesondere ist 
zunächst zu prüfen, ob die vom Antragsteller im Rahmen seiner Berufspraxis in einem EU-Mitgliedsstaat, EWR-
Vertragsstaat oder einem Drittstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede, auf Grund deren die Festle-
gung von Ausgleichsmaßnahmen notwendig wäre, ganz oder teilweise ausgleichen. Wird eine Ausgleichsmaßnahme 
verlangt, hat der Antragsteller, ausgenommen in den Fällen des Art 14 Abs 3 der Richtlinie 2005/36/EG, die Wahl zwi-
schen der Absolvierung des Anpassungslehrganges und der Ablegung der Eignungsprüfung. Bei Antragstellern, deren 
Berufsqualifikationen die Kriterien der auf Grundlage gemeinsamer Plattformen gemäß Art 15 der Richtlinie 2005/36/EG 
standardisierten Ausgleichsmaßnahmen erfüllen, sind keine Ausgleichsmaßnahmen festzulegen. 
 
(6) Der Bescheid über die Entscheidung ist binnen vier Monaten nach Vorliegen aller für die Entscheidung erforderlichen 
Unterlagen zu erlassen. Innerhalb eines Monats nach Einlangen des Antrages ist dem Antragsteller das Einlangen des 
Antrages zu bestätigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen.“ 
 
3. Im § 3d Abs 2 wird das Wort „Kalenderjahr“ durch das Wort „Jahr“ ersetzt. 
 
4. Im § 15d Abs 2 lautet die lit b: 

„b) während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht entweder vom Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des Schulpflicht-
gesetzes 1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf; oder“ 

 
5. Im § 15e werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
5.1. Im Abs 1 lauten die lit a und b:  

„a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten oder verunglückten nahen 
Angehörigen oder Kindes der Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt, oder 

 b) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes, Wahl- oder Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, 
mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt, wenn die Person, die das Kind ständig betreut hat, aus den Gründen 
des § 15d Abs 2 Z 1 bis 4 MSchG für diese Pflege ausfällt.“ 

 
5.2. Im Abs 4 lautet die Z 2: 

„2. wegen der notwendigen Pflege seines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten Kindes, Wahl- oder Pflege-
kindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt, an der Dienstleis-
tung neuerlich verhindert ist und das Kind das 15. Lebensjahr noch nicht überschritten hat.“ 

 
6. Im § 111 Abs 2 werden die Z 1 bis 3 durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„1. Dienstzeiten bei inländischen Gebietskörperschaften oder Gemeindeverbänden; 
 2. Zeiten, die nach dem 7. November 1968 bei einer den in der Z 1 genannten Einrichtungen vergleichbaren Einrichtung 

eines Staates zurückgelegt worden sind, der oder dessen Rechtsnachfolger nunmehr Mitgliedsstaat der Euro-
päischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist; 

 3. Zeiten, die nach dem 31. Dezember 1979 bei einer den in der Z 1 genannten Einrichtungen vergleichbaren Einrich-
tung der Republik Türkei zurückgelegt worden sind; 

 4. Zeiten, die nach dem 1. Juni 2002 bei einer den in der Z 1 genannten Einrichtungen vergleichbaren Einrichtung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zurückgelegt worden sind; 

 5. Zeiten des Ausbildungs- oder Präsenzdienstes nach dem Wehrgesetz 2001 oder des Zivildienstes nach dem Zivil-
dienstgesetz 1986; 

 6. Zeiten einer Tätigkeit als Fachkraft für Entwicklungshilfe nach dem Entwicklungshelfergesetz.“ 
 
7. Im § 130 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
7.1. Die Z 19 lautet: 

„19. Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG), BGBl Nr 340/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 43/2006;“ 
 
7.2. Die Z 42a lautet: 

„42a. Universitätsgesetz 2002, BGBl I Nr 120/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 24/2007;“ 
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8. Nach § 130 wird eingefügt: 
 

„Umsetzungshinweis 
 

§ 130a 
 
Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
1. Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 

von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl Nr L 39 vom 14. Februar 1976) in der Fassung der Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 (ABl Nr L 269 vom 5. Oktober 
2002); 

2. Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Ar-
beitnehmerinnen am Arbeitsplatz (Zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG; ABl Nr L 348 vom 28. November 1992); 

3. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenverein-
barung über Elternurlaub (ABl Nr L 145 vom 19. Juni 1996); 

4. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung (ABl Nr L 299 vom 18. November 2003); 

5. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen (ABl Nr L 16 vom 23. Jänner 2004); 

6. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unions-
bürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten 
(ABl Nr L 158 vom 30. April 2004); 

7. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABl Nr L 255 vom 30. September 2005) in der Fassung der Richtlinie 2006/100/EG des 
Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Freizügigkeit anlässlich des Bei-
tritts Bulgariens und Rumäniens (ABl Nr L 363 vom 20. Dezember 2006).“ 

 
9. Im § 131 wird angefügt: 

„(12) Die §§ 2 Abs 2, 2a, 3d Abs 2, 15d Abs 2, 15e Abs 1 und 4, 111 Abs 2, 130, 130a und Teil II der Anlage in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl Nr 47/2008 treten mit 1. Juni 2008 in Kraft.“ 
 
10. Im II. Teil der Anlage werden in der lit A der erste und zweite Satz durch folgende Bestimmungen ersetzt: „Gemein-
sames besonderes Ernennungserfordernis ist der Abschluss einer der Verwendung entsprechenden Hochschulausbil-
dung. Diese ist nachzuweisen durch: 
1. den Erwerb eines Diplom-, Master- oder Doktorgrades gemäß § 87 Abs 1 des Universitätsgesetzes 2002; bei Stu-

dien, auf deren Studium das Universitätsgesetz 2002 nicht anzuwenden ist, findet § 235 BDG 1979 sinngemäß An-
wendung; 

2. den Erwerb eines akademischen Grades gemäß § 5 Abs 2 des Fachhochschul-Studiengesetzes auf Grund des Ab-
schlusses eines Fachhochschul-Masterstudienganges oder eines Fachhochschul-Diplomstudienganges.“ 

 
Artikel II 

 
Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, LGBl Nr 4, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 91/2007, wird 
geändert wie folgt: 
 
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 76 betreffenden Zeile eingefügt: 

„§ 76a Umsetzungshinweis“ 
 
2. Im § 11 wird angefügt: 

„(5) Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit eingegangenen Dienstverhältnis dürfen gegenüber Vertragsbe-
diensteten mit einem auf unbestimmte Zeit eingegangenen Dienstverhältnis nicht benachteiligt werden, es sei denn, 
sachliche Gründe rechtfertigen eine unterschiedliche Behandlung. 
 
(6) Der Dienstgeber hat Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit eingegangenen Dienstverhältnis über im 
Bereich der Dienststelle frei werdende Dienstverhältnisse auf unbestimmte Zeit zu informieren. Die Information kann 
durch allgemeine Bekanntgabe an einer geeigneten, für den Vertragsbediensteten leicht zugänglichen Stelle im Bereich 
der Dienststelle erfolgen.“ 
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3. Im § 37 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)“ und wird angefügt: 

„(2) Hat der Vertragsbedienstete eine Karenz nach dem MSchG oder dem VKG in Anspruch genommen, darf der von 
ihm vor Antritt der Karenz innegehabte Arbeitsplatz nicht auf Dauer nachbesetzt werden. Er hat darauf Anspruch, nach 
Wiederantritt des Dienstes 
1. wieder mit jenem Arbeitsplatz, auf dem er vor Antritt der Karenz verwendet wurde, oder 
2. wenn dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, mit einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz seiner Dienststelle oder 
3. wenn ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steht, mit einem gleichwertigen Arbeitsplatz einer anderen Dienst-

stelle 
betraut zu werden.“ 
 
4. Im § 38 Abs 2 lautet die lit b: 

„b) während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht entweder vom Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des Schulpflicht-
gesetzes 1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf; oder“ 

 
5. Im § 39 werden folgende Änderungen vorgenommen:  
 
5.1. Im Abs 1 lauten die lit a und b: 

„a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten oder verunglückten nahen 
Angehörigen oder Kindes der Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt, oder 

 b) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes, Wahl- oder Pflegekindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, 
mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt, wenn die Person, die das Kind ständig betreut hat, aus den Gründen 
des § 15d Abs 2 Z 1 bis 4 MSchG für diese Pflege ausfällt.“ 

 
5.2. Im Abs 4 lautet die Z 2: 

„2. wegen der notwendigen Pflege seines im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten Kindes, Wahl- oder Pflege-
kindes, Stiefkindes oder des Kindes der Person, mit der der Beamte in Lebensgemeinschaft lebt, an der Dienstleis-
tung neuerlich verhindert ist und das Kind das 15. Lebensjahr noch nicht überschritten hat.“ 

 
6. Nach § 76 wird eingefügt: 
 

„Umsetzungshinweis 
 

§ 76a 
 
Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
1. Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 

von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl Nr L 39 vom 14. Februar 1976) in der Fassung der Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 (ABl Nr L 269 vom 5. Oktober 
2002); 

2. Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (Zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG; ABl Nr L 348 vom 28. November 1992); 

3. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenverein-
barung über Elternurlaub (ABl Nr L 145 vom 19. Juni 1996); 

4. Richtlinie 99/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete 
Arbeitsverträge (ABl Nr L 175 vom 10. Juli 1999); 

5. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung (ABl Nr L 299 vom 18. November 2003); 

6. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen (ABl Nr L 16 vom 23. Jänner 2004); 

7. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unions-
bürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten 
(ABl Nr L 158 vom 30. April 2004); 

8. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABl Nr L 255 vom 30. September 2005) in der Fassung der Richtlinie 2006/100/EG des 
Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Freizügigkeit anlässlich des Bei-
tritts Bulgariens und Rumäniens (ABl Nr L 363 vom 20. Dezember 2006).“ 

 
7. Im § 81 wird angefügt:  

„(4) Die §§ 11 Abs 5 und 6, 37, 38 Abs 2, 39 Abs 1 und 4 sowie 76a in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 47/2008 
treten mit 1. Juni 2008 in Kraft.“ 
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Artikel III 
 

Das Magistrats-Beamtinnen- und Magistrats-Beamtengesetz 2002, LGBl Nr 42/2003, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl Nr 122/2006, wird geändert wie folgt: 
 
1. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 4 betreffende Zeile: 

„§ 4 Anerkennung ausländischer Ausbildungsnachweise“ 
 
1a. Im § 3 Abs 2 werden in der Z 1 lit b nach dem Wort „Integration“ die Worte „oder von Staatsverträgen“ eingefügt. 
 
2. § 4 lautet: 
 

„Anerkennung ausländischer Ausbildungsnachweise 
 

§ 4 
 

(1) Für österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger mit im Ausland erworbenen Ausbildungsnachweisen und für 
Angehörige anderer EU-Mitgliedsstaaten oder EWR-Vertragsstaaten sowie Personen, denen Österreich auf Grund  
europarechtlicher oder staatsvertraglicher Verpflichtungen dieselben Rechte für den Berufszugang wie österreichischen 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern zu gewähren hat, gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernisse 
ergänzend die Abs 2 bis 6. Dies gilt insbesondere auch für Familienangehörige von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern auf Grund der Richtlinie 2004/38/EG und langfristig im Inland aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehörige auf 
Grund der Richtlinie 2006/109/EG sowie für Schweizer Staatsangehörige auf Grund des Abkommens zwischen der  
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedsstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft anderer-
seits über die Freizügigkeit, kundgemacht unter BGBl III Nr 133/2002. 
 
(2) Personen mit einem Ausbildungsnachweis, der zum unmittelbaren Zugang zu einem Beruf im öffentlichen Dienst des 
Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die entsprechenden besonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die 
diesem Beruf im Wesentlichen entspricht, wenn 
1. diese Entsprechung gemäß Abs 4 Z 1 festgestellt worden ist, 
2. der Ausbildungsnachweis gemäß Abs 4 Z 3 anerkannt worden ist und 
3. a) die Anerkennung gemäß Abs 4 Z 3 ohne Festlegung von Ausgleichsmaßnahmen ausgesprochen worden ist oder 
 b) die in der Anerkennung gemäß Abs 4 Z 3 festgelegten Ausgleichsmaßnahmen erbracht worden sind. 
 
(3) Ausbildungsnachweise nach Abs 2 sind: 
1. Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise gemäß Art 3 Abs 1 lit c in Verbindung mit Art 11 

der Richtlinie 2005/36/EG; 
2. sonstige Ausbildungsnachweise, die nach Art 3 Abs 3 der Richtlinie 2005/36/EG den in der Z 1 angeführten Nach-

weisen gleichgestellt sind; 
3. Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise nach Art 9 des Abkommens zwischen der Euro-

päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedsstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft anderer-
seits über die Freizügigkeit. 

 
(4) Die Dienstbehörde hat auf Antrag einer Bewerberin oder eines Bewerbers gemäß Abs 1 um eine österreichischen 
Staatsbürgern nicht vorbehaltene Verwendung im Einzelfall zu entscheiden, 
1. ob der Beruf im öffentlichen Dienst des Herkunftslandes (Abs 2 Einleitungssatz) der von der Bewerberin oder vom 

Bewerber angestrebten Verwendung im Wesentlichen entspricht; 
2. über die Anerkennung der Ausbildungsnachweise unter Anwendung des Art 13 der Richtlinie 2005/36/EG und 
3. ob, in welcher Weise und in welchem Umfang es die Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Verwendung verlangt, 

für die Anerkennung Ausgleichsmaßnahmen gemäß Art 14 der Richtlinie 2005/36/EG festzulegen. Ausgleichsmaß-
nahmen sind ein Anpassungslehrgang gemäß Art 3 Abs 1 lit g oder eine Eignungsprüfung gemäß Art 3 Abs 1 lit h 
jeweils in Verbindung mit Art 14 dieser Richtlinie. 

 
(5) Bei der Entscheidung nach Abs 4 Z 2 ist auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu achten. Insbesondere ist 
zunächst zu prüfen, ob die vom Antragsteller im Rahmen seiner Berufspraxis in einem EU-Mitgliedsstaat, EWR-
Vertragsstaat oder einem Drittstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede, auf Grund deren die Festle-
gung von Ausgleichsmaßnahmen notwendig wäre, ganz oder teilweise ausgleichen. Wird eine Ausgleichsmaßnahme 
verlangt, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller, ausgenommen in den Fällen des Art 14 Abs 3 der Richtlinie 
2005/36/EG, die Wahl zwischen der Absolvierung des Anpassungslehrganges und der Ablegung der Eignungsprüfung. 
Bei Antragstellerinnen und Antragstellern, deren Berufsqualifikationen die Kriterien der auf Grundlage gemeinsamer 
Plattformen gemäß Art 15 der Richtlinie 2005/36/EG standardisierten Ausgleichsmaßnahmen erfüllen, sind keine Aus-
gleichsmaßnahmen festzulegen. 
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(6) Der Bescheid über die Entscheidung ist binnen vier Monaten nach Vorliegen aller für die Entscheidung erforderlichen 
Unterlagen zu erlassen. Innerhalb eines Monats nach Einlangen des Antrages ist der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller das Einlangen des Antrages zu bestätigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen.“ 
 
3. Im § 80 Abs 2 lautet die Z 2: 

„2. während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht entweder vom Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des Schulpflicht-
gesetzes 1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf; oder“ 

 
4. Im § 138 Abs 5 wird das Zitat „§ 67 Abs 10 des Salzburger Kinderbetreuungsgesetzes, LGBl Nr 39/2002“ durch das 
Zitat „§ 69 Abs 2 des Salzburger Kinderbetreuungsgesetzes 2007“ ersetzt.  
 
5. Im § 152 Abs 4 wird die Z 1 durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„1. bei Bakkalaureats- und Magisterstudien, auf die ausschließlich das Universitätsgesetz 2002 anzuwenden ist, höchs-
tens die Studiendauer, die sich bei Teilung der ECTS-Anrechnungspunkte, die in den für die betreffenden Bakkalau-
reats- und Magisterstudien erlassenen Curricula insgesamt vorgesehen sind, durch 60 ergibt. Sollten Curricula einer 
inländischen Universität für die Bakkalaureats- und Magisterstudien der entsprechenden Studienrichtung insgesamt 
eine geringere Anzahl an ECTS-Anrechnungspunkten vorsehen, sind diese durch 60 zu teilen; 

1a. bei Diplomstudien gemäß § 54 Abs 2 des Universitätsgesetzes 2002 die in der Anlage 1 des Universitäts-
Studiengesetzes (UniStG) für die betreffende Studienrichtung vorgesehene Studiendauer; 

1b. bei Studien, auf die ausschließlich das Universitäts-Studiengesetz (UniStG) und die auf Grund des UniStG zu be-
schließenden Studienpläne anzuwenden sind, höchstens die in der Anlage 1 UniStG für die betreffende Studienrich-
tung vorgesehene Studiendauer;“ 

 
6. Im § 199 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
6.1. Nach der Z 5a wird eingefügt:  

„5b. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl Nr 333, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 
53/2007;“ 

 
6.2. Die Z 17 lautet: 

„17. Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG), BGBl Nr 340/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 
43/2003;“ 

 
6.3. Die Z 38 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„38. Universitätsgesetz 2002, BGBl I Nr 120, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 24/2007; 
 38a. Universitäts-Studiengesetz (UniStG), BGBl I Nr 48/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 53/2002;“ 
 
7. Im § 199a werden die Z 1 bis 6 durch folgende Bestimmungen ersetzt:  

„1. Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl Nr L 39 vom 14. Februar 1976) in der Fassung der Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 (ABl Nr L 269 vom 5. Oktober 
2002); 

2. Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Ar-
beitnehmerinnen am Arbeitsplatz (Zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG; ABl Nr L 348 vom 28. November 1992); 

3. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenverein-
barung über Elternurlaub (ABl Nr L 145 vom 19. Juni 1996); 

4. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung (ABl Nr L 299 vom 18. November 2003); 

5. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen (ABl Nr L 16 vom 23. Jänner 2004); 

6. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unions-
bürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten 
(ABl Nr L 158 vom 30. April 2004); 

7. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABl Nr L 255 vom 30. September 2005) in der Fassung der Richtlinie 2006/100/EG des 
Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Freizügigkeit anlässlich des Bei-
tritts Bulgariens und Rumäniens (ABl Nr L 363 vom 20. Dezember 2006).“ 
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8. Im § 201 wird angefügt: 

„(5) Die §§ 3 Abs 2, 4, 80 Abs 2, 138 Abs 5, 152 Abs 4, 199 und 199a sowie § 5 Abs 1 der Anlage in der Fassung des 
Gesetzes LGBl Nr 47/2008 treten mit 1. Juni 2008 in Kraft.“ 
 
9. In der Anlage lautet § 5 Abs 1: 

„(1) Gemeinsames besonderes Ernennungserfordernis ist der Abschluss einer der Verwendung entsprechenden Hoch-
schulausbildung. Diese ist nachzuweisen durch: 
1. den Erwerb eines Diplom-, Master- oder Doktorgrades gemäß § 87 Abs 1 des Universitätsgesetzes 2002; bei Stu-

dien, auf deren Studium das Universitätsgesetz 2002 nicht anzuwenden ist, findet § 235 BDG 1979 sinngemäß An-
wendung; 

2. den Erwerb eines akademischen Grades gemäß § 5 Abs 2 des Fachhochschul-Studiengesetzes auf Grund des Ab-
schlusses eines Fachhochschul-Masterstudienganges oder eines Fachhochschul-Diplomstudienganges.“ 

 
Artikel IV 

 
Das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2001, LGBl Nr 17/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 
122/2006, wird geändert wie folgt: 
 
1. Im § 52 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)“ und wird angefügt: 

„(2) Hat der Vertragsbedienstete eine Karenz nach dem MSchG oder dem VKG in Anspruch genommen, hat er An-
spruch darauf, nach Wiederantritt des Dienstes mit dem bisherigen oder einem gleichwertigen Arbeitsplatz innerhalb des 
Dienstortes betraut zu werden.“ 
 
2. Im § 53 Abs 2 lautet die Z 2: 

„2. während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht entweder vom Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des Schulpflicht-
gesetzes 1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf; oder“ 

 
3. Im § 127 lautet die Z 42: 

„42. Universitätsgesetz 2002, BGBl I Nr 120, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 24/2007;“ 
 
4. Im § 127a werden die Z 1 bis 7 durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„1. Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl Nr L 39 vom 14. Februar 1976) in der Fassung der Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 (ABl Nr L 269 vom 5. Oktober 
2002); 

2. Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (Zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG; ABl Nr L 348 vom 28. November 1992); 

3. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenverein-
barung über Elternurlaub (ABl Nr L 145 vom 19. Juni 1996); 

4. Richtlinie 99/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete 
Arbeitsverträge (ABl Nr L 175 vom 10. Juli 1999); 

5. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung (ABl Nr L 299 vom 18. November 2003); 

6. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen (ABl Nr L 16 vom 23. Jänner 2004); 

7. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unions-
bürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten 
(ABl Nr L 158 vom 30. April 2004); 

8. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABl Nr L 255 vom 30. September 2005) in der Fassung der Richtlinie 2006/100/EG des 
Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Freizügigkeit anlässlich des Bei-
tritts Bulgariens und Rumäniens (ABl Nr L 363 vom 20. Dezember 2006).“ 

 
5. Im § 129 wird angefügt: 

„(6) Die §§ 52, 53 Abs 2, 127 und 127a sowie § 1 Abs 1 der Anlage in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 47/2008 tre-
ten mit 1. Juni 2008 in Kraft.“ 
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6. In der Anlage lautet im § 1 Abs 1 der zweite Satz: „Dieses ist durch den Erwerb eines Diplom-, Master- oder Doktor-
grades gemäß § 87 Abs 1 des Universitätsgesetzes 2002 nachzuweisen; bei Studien, auf deren Studium das Universi-
tätsgesetz 2002 nicht anzuwenden ist, findet § 235 BDG 1979 sinngemäß Anwendung.“  
 
 
 

Holztrattner 
 

Burgstaller 
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